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EWG — die Unvollendete

Am 1. Juli 1968, eineinhalb Jahre früher, als im EWG-Vertrag vorgesehen, 
wurde das erste wichtige Etappenziel auf dem W ege zur (klein-) europäisdien 

Einigung erreidit. Seit jenem Tage präsentiert sidi die EWG als Zolltarifunion. 
Die letzten Binnenzölle sind gefallen, der Übergang zum gemeinsamen Außen­
zoll ist vollzogen, die Verpfliditungen aus der Kennedy-Runde wurden fristgemäß 
erfüllt. Auch auf dem Agrarsektor sind mit der Verständigung über die meisten 
M arktordnungen die W eidien für die Zukunft gestellt. In die Genugtuung über 
dieses allen Hindernissen zum Trotz vorzeitig erreidite Ziel misdit sidi angesidits 
der Fülle der anstehenden Probleme die Besorgnis über die Zukunft der Gemein­
sdiaft. In der Tat ist auffallend, daß mit fortschreitender Integration die Zahl der 
nodi zu lösenden Aufgaben zu wadisen scheint, zumindest aber ihr Sdiwierig- 
keitsgrad ständig zunimmt. Hinter den pausdialen Formulierungen — Harmoni­
sierung der Steuer- und Sozialgesetzgebung, Koordinierung der Konjunktur- und 
Wadistumspolitik, Sdiaffung einer gemeinsamen W ährung — verbirgt sidi die 
administrative und politisdie Sisyphusarbeit, Tausende von Gesetzen und Ver- 
Waltungsvorsdiriften auf ihre gegenseitige Vereinbarkeit zu prüfen und notfalls 
zu revidieren. Beim Eintritt in die zweite Etappe lassen sidi vier Komplexe er­
kennen, die besonders dringend einer Lösung bedürfen.

Im Vordergrund steht die Vollendung der Zollunion. Die Absdiaffung der Grenz­
kontrollen bedarf neben der Angleidiung des Zollredits vor allem einer Harmoni­
sierung der Verbraudisteuersystem e — mit der Grundentsdieidung für die Mehr­
wertbesteuerung wurde ein erster widitiger Sdiritt getan — und darüber hinaus 
der Steuersätze. Dies wird letztlidi eine Umstrukturierung der gesamten natio­
nalen Steuerverfassungen zur Folge haben. Auf dem Agrarsektor erzwingen die 
rasdi steigenden finanziellen Lasten und die wachsenden Produktionsüberschüsse 
eine Reform des Systems. In diesem Zusammenhang muß auch das Verhältnis 
zwischen nationaler und gemeinsamer Agrarpolitik von Grund auf überdadit 
werden. Dabei stellt sidi unter anderem die Frage, wie lange die Volkswirtsdiaf- 
ten es sich nodi leisten können, dem Fetisch der sektoralen Einkommensparität 
kostspielige Opfer zu bringen. Im Bereidi des Kapitalverkehrs steht einerseits die 
weitere Liberalisierung der Portfolio-Kapitalbewegungen an — die dritte Richt­
linie liegt seit Februar 1967 auf Eis —, andererseits die Sdiaffung eines euro­
päisdien Unternehmensstatuts, das die Gründung multinationaler Gesellschaften 
auf EWG-Ebene erlaubt. Sdiließlich wird nadi der vor nunmehr einem Jahr er­
folgten Fusion der Exekutiven von EWG, Montanunion und Euratom die Fusion 
der Gemeinsdiaften selbst aktuell. Ein Problem, das sidi sdion in der Vergangen­
heit als besonders dornenreidi erwiesen hat.

Wie steht es angesidits dieses mühelos zu erweiternden Katalogs vordringlidier 
Aufgaben mit ihren Realisierungsdiancen? Sdiwerer als die permanente politisdie 
Instabilität Belgiens und Italiens wiegen die sozialen Ersdiütterungen Frankreidis, 
deren ökonomisdie und politisdie Auswirkungen weit über die W ahlen hinaus 
in die Zukunft reidien. Sie sind für den Fortgang der europäisdien Integration
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vor allem deshalb so bedeutsam, weil die Gefahr besteht, daß die „Grande N ation“ 
ihre innere Schwräche durdi eine nodi gesteigerte außen- (wirtsdiafts-) politisdie 
Intransingenz zu kompensieren sudit. Die zusätzlidien Lohn- und Sozialbelastun­
gen von rund 15 ®/o bedeuten eine ganz erheblidie Belastung der französisdien 
W irtsdiaft, die dadurdi auf eine gefährlidie Gratwanderung zwischen eskalie­
render Inflation und kumulativer Arbeitslosigkeit geführt wird. In dieser Situa­
tion ist mit der pünktlidien Erfüllung der internationalen Verpfliditungen eine 
Grundsatzentsdieidung getroffen worden, die vor allem für die französisdien 
Unternehmungen selbst Signalwirkung besitzt: der Sdiritt in die Zollunion be­
weist die Entsdilossenheit des neuen W irtsdiaftsministers Couve de Murville, 
das Heil in der Expansion und im W ettbewerb und nidit im Protektionismus zu 
sudien. Die Aktivierung aller dynamisdien Kräfte ist in der Tat die einzige 
Therapie, die angesidits der großen wirtsdiaftlidien und sozialen Spannungen im 
Inland und der Franc-Sdiwädie auf den internationalen Valutamärkten anhalten­
den Erfolg verspridit. Der positive Eindrude, den die Entsdieidung für den Abbau 
der Zollsdiranken erwedct, wird bei realistisdier Einsdiätzung der Lage audi 
durdi die neuen Importrestriktionen, Exportsubventionen und Devisenbesdirän- 
kungen nidit wesentlidi beeinträditigt. Als temporäre Notstandsmaßnahmen er­
sdieinen die Eingriffe wohl dosiert und harmonisdi aufeinander abgestimmt. Die 
von anderen Ländern angedrohten „Vergeltungsmaßnahmen" sind daher nidit 
redit begründet. Das französisdie Vorgehen dürfte entsdieidend dazu beigetragen 
haben, daß eine Franc-Abwertung zunädist vermieden werden konnte und somit 
dem internationalen W ährungssystem eine weitere Belastung erspart geblieben 
ist. Im übrigen wird jetzt alles davon abhängen, wie rasdi es dem liberalen und 
pragmatisdien Ressortdief gelingt, die W irtsdiaft auf den Gleidigewiditspfad zu- 
rüdczuführen.

Mindestens genauso entsdieidend wie die konkrete Ausgestaltung der fran­
zösisdien Eingriffe ist jedodi die A rt und W eise ihrer Durdisetzung. De Gaulle 
hat demonstrativ gezeigt, daß er nadi wie vor nidit bereit ist, seine „Politik der 
Stärke" gegenüber seinen Freunden und Verbündeten aufzugeben. EWG und 
GATT wurden zwar informiert, aber nidit — oder dodi nidit ausreidiend — 
konsultiert. Der General hat kaum einen Zweifel daran gelassen, daß ein negatives 
Verdikt dieser Gremien ihn im Grunde nur wenig berühren könnte. Damit setzt 
Frankreidi selbst im Moment seiner Sdiwädie einen Weg fort, der bereits in der 
Vergangenheit die EWG wiederholt in die Krise gestürzt hat, ja, ihre Existenz 
selbst in Frage stellte.

Um der Gereditigkeit willen muß festgestellt werden, daß diese Haltung heute 
— leider — nidit mehr auf Frankreidi allein besdiränkt ist. In der Veto-Eskalation 
um den Beitritt Großbritanniens und die Formulierung der gemeinsamen Agrar­
politik feierte sie ihre bisher größten (und traurigsten) Triumphe. Die Haltung ist 
Ausdrude eines kurzsiditigen, einseitig nationalstaatlidi-egoistisdien Denkens, das 
in der EWG nur ein Instrument zur Verfolgung eigener partieller Sonderinteressen 
sieht. Dieses Denken stellt heute die sdiwerste Gefahr für die EWG dar, es droht 
die Erfüllung der widitigen Aufgaben zu sabotieren. Es muß daher mit allen Mit­
teln überwunden werden. Der 1. Juli ist ein günstiger Anlaß, im Rüdiblidc auf die 
gemeinsam erzielten Erfolge die Kräfte neu zu sammeln und zu koordinieren, um 
den faszinierenden wirtsdiaftlidien und politisdien Herausforderungen der Zu­
kunft begegnen zu können. Die Alternative zum gemeinsamen Fortsdiritt ist nidit 
Stillstand, sondern Verlust des Erreiditen und Rüdtfall in den Partikularismus. 
Angesidits dieser Alternative sollte den Regierungen die Entsdieidung nidit 
sdiwer fallen. Hans-Eckart Scharrer
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